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Wissenschaftlicher Beitrag

Zusammenfassung Die politische instrumentalisierung 
der stadtplanung ist ein in der gegenwärtigen Planungs-
wissenschaft nur wenig beachtetes feld. Die Vorstellung 
einer stadtplanung als unvoreingenommenes und rationa-
les instrument der Verwaltung zum räumlichen ausgleich 
und zur Verbesserung von lebensbedingungen wird in 
jüngster Zeit zunehmend durch kritische Positionen in Be-
zug auf die gesellschaftliche rolle der stadtplanung, ihre 
Kontextgebundenheit, ihre legitimation, ihren auftrag und 
damit auch ihren Bezügen zu privaten interessen und poli-
tischer ebenso wie ökonomischer Macht ergänzt. Jerusalem 
als hauptstadt israels kann als ein prototypisches Beispiel 
für die politische instrumentalisierung der stadtplanung 
dienen. Der Beitrag nimmt eine skalare Betrachtung der 
politischen folgen stadtplanerischen handelns in Jeru-
salem vor und analysiert die wechselseitigen relationen 
zwischen lokalen, nationalen und geostrategischen inter-
essen und interventionen, die in den Praxen der relevan-
ten akteure ihren ausdruck finden. Der aufsatz kommt 
auf der grundlage postkolonialer geographien und per-
formanztheoretischer ansätze zu dem ergebnis, dass die 
Jerusalemer stadtplanung als politisches instrument einen 
bedeutenden anteil an der zu beobachtenden performati-
ven implementierung geographischer imaginationen von 
Jerusalem als vereinigte hauptstadt des staates israel und 
symbol der jüdischen nation aufweist. Damit fungiert die 

Jerusalemer stadtplanung als ein aktiver agent der Durch-
setzung hegemonialer politischer interessen, die weit über 
den lokalräumlichen Kontext (Ost)Jerusalems hinausgehen.

Schlüsselwörter  Politische stadtplanung · Jerusalem · 
geographische imaginationen · Performanztheorie · 
nahostkonflikt · skalare geographie

Marking Politics Through Urban Planning:  
On the Performative Role of Planning  
Tools in Contested Terrain—The Case of Jerusalem 

Abstract the utilization of urban planning practices for 
political purposes has become an issue of planning the-
ory in the last decades. Until the 1970s town planning 
was considered to be a neutral and rational instrument 
for the purpose of spatial regulation and administration 
as well as the general improvement of living conditions. 
Only recently with the rise of communicative planning 
theory this perspective has been complemented by critical 
perceptions of the political and ideological role of plan-
ning practices within society, their context-dependence, 
legitimization, normative purposes and also its interlink-
ages to individual aims as well as political and economic 
power. Jerusalem, the (partly occupied) capital of israel, 
is a prototypic example of the utilization of urban plan-
ning for (even geo) political ends. this article is based 
on qualitative fieldwork and aims to scrutinize the scalar 
political consequences of various urban planning practices 
in Jerusalem. We undertake an analysis of the reciprocal 
relations of local, national, and geostrategic interests as 
well as the resulting actions by the relevant stakeholders. 
theoretically informed by postcolonial geographies and 
performative approaches the paper concludes, that urban 
planning in Jerusalem is a highly political instrument that 
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is strongly involved in the performative implementations 
of particular geographic imaginations of Jerusalem as a 
united capital of the state of israel and historic as well as 
religious symbol of the Jewish nation. hence urban plan-
ning in Jerusalem is an active element in the enforcement 
of hegemonic political interests which reach beyond the 
local context of eastern Jerusalem.

Keywords  Urban planning · Politics · Jerusalem · 
geographic imaginations · Performance ·  
arab-israeli conflict · Politics of scale

1   Einleitung

Während stadtpolitik traditionell mit fragen der Macht, 
Verteilung und interessengeleitetheit verbunden ist (vgl. 
häußermann/läpple/siebel 2008: 339), galt stadtpla-
nung bis in die frühen 70er Jahre hinein als vorwiegend 
rationale und ingenieurstechnische intervention im städti-
schen raum. gerade in demokratisch organisierten gesell-
schaften zielte das handeln der lokalen administration in 
ausübung des parlamentarischen Willens darauf – so das 
selbstbild traditioneller Planung –, dem allgemeinwohl 
zu dienen. Die Orientierung am gemeinwesen und damit 
an einem vermeintlich rationalen, übergeordneten nutzen 
planerischer Maßnahmen waren wesentliches Motiv und 
Zielgröße planerischen handelns. Dieses ursprünglich 
szientifisch-zweckrationale Planungsmodell hat Diskussio-
nen zu Machtfragen und der instrumentalisierbarkeit der 
Planung für andere Zwecke lange Zeit von sich aus quasi 
ausgeschlossen (vgl. reuter 2004). Vielmehr galt der Planer 
als ingenieur und techniker, der sich auf wissenschaftliche 
analysen stützt und dem rationaleren argument folgt oder 
dieses präsentiert. Die Polarisierung der aufgabenteilung 
zwischen einer rationalen, neutralen Planung auf der einen 
seite, in der fachleute sachliche Belange abwägen und ent-
scheiden, und einer normativen stadtpolitik auf der anderen 
seite, die im Parlament interessenkonflikte diskutiert und in 
der regierungsarbeit auf Basis von Mehrheiten entscheidet, 
hat das selbstverständnis vieler generationen von Planern 
in den westlichen ländern geprägt (vgl. albers/Papageorgi-
ou-Venetas 1984).

erst langsam setzte seit den 70er Jahren nach dem ende 
der Planungseuphorie eine Debatte ein um die gesell-
schaftliche rolle der stadtplanung, ihre Kontextgebunden-
heit, ihre legitimation, ihren auftrag und damit auch ihre 
Bezüge zu privaten interessen und politischer ebenso wie 
ökonomischer Macht. insbesondere seit den frühen 90er 
Jahren hat sich durch die erweiterung der Planungsinstru-
mente und die Wende hin zu einer kommunikativen, auf 
Moderation basierenden Planung das selbstbild der Planer 
grundlegend gewandelt (helbrecht 1994; selle 1994). so 

führt Deike Peters in ihrer analyse des aktuellen stands 
der Planungstheorie aus: „Die wichtigste Wandlung der 
planungstheoretischen Zunft seit ihren anfängen in der 
Mitte des 20. Jahrhunderts bis ins aktuelle frühe 21. Jahr-
hundert ist sicherlich die reifung von einer vornehmlich 
technokratisch verstandenen Wissenschaft … hin zu einem 
mehrheitlich interpretativ-kommunikativ verstandenen 
forschungszweig“ (Peters 2004: 5). Uwe altrock, simon 
güntner und corinna Kennel sprechen von einer „nach-
rationalistischen Planungswelt“ (altrock/güntner/Kennel 
2004: 189). Diese sei gekennzeichnet durch die anerken-
nung der Verflochtenheit privater und öffentlicher akteure 
ebenso wie interessen, weshalb die neuen kooperativen 
steuerungsformen zumeist unter dem Begriff der Gover-
nance oder der „Urban-regime“-theorie konzeptionalisiert 
werden (vgl. fürst 2007; häußermann/läpple/siebel 2008; 
helbrecht 2009; streich 2011).

in diesem Beitrag untersuchen wir die politische instru-
mentalisierbarkeit der stadtplanung für politische, zu teilen 
nationale und geopolitische Zwecke. Ziel unseres Beitrages 
ist es, die tatsächlichen Wirkungsweisen und möglichen 
Performativa der Planung als politischem Machtinstrument 
vertieft zu untersuchen. Denn während es inzwischen aus-
gereifte planungstheoretische reflektionen zu den heraus-
forderungen einer stadtplanung als Moderation im spielfeld 
unterschiedlicher privater oder ökonomischer interessen 
gibt, wird in der Planerzunft noch kaum über eine direkte 
instrumentalisierung von stadtplanung für Zwecke staatli-
cher Machtausübung diskutiert. Zwar bestehen zahlreiche 
arbeiten, die sich mit einzelnen aspekten der Wechselwir-
kungen zwischen stadtplanung und Politik befassen. Diese 
betreffen bspw. die rolle der Politikberatung in der stadt-
entwicklung (Pahl-Weber 2011; sinz 2011), den ungleichen 
ökonomischen nutzen von stadtplanung für verschiedene 
teile der Bevölkerung (emmi/santigosa 1989), ihren Miss-
brauch zwecks der legitimierung von sozialer Kontrolle 
(aguilar 1987) oder die kleinräumliche Umsetzung diskri-
minierender ideologien wie der rassentrennung (christo-
pher 1987). eine gesamtbetrachtung von stadtplanung als 
fortsetzung der „Politik mit anderen Mitteln“ bleibt jedoch 
aus. Die spezifische, umfassende Verbindung von Planung 
und offizieller, staatlicher Politik ist weitgehend aus dem 
Blickfeld wissenschaftlicher Diskussionen gerückt. Dies 
geschieht unseres erachtens zu Unrecht. Denn sowohl eine 
szientifische wie auch eine post-szientifische Planungs-
politik bleiben als staatliches, bürokratisches handeln stets 
direkt eingebunden in politische Prozesse der repräsenta-
tion, Verteilung, Dominanz und Machtausübung – bis hin 
zur Okkupation.

Wir wählen deshalb in diesem Beitrag ein sprechendes 
Beispiel, das in der Planungsliteratur schon des Öfteren als 
fallstudie für mögliche Wechselverhältnisse von stadtpla-
nung und Politik verwendet wurde: Jerusalem (vgl. Brik 
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1996; altrock 1998; rubin 2011). Mit einem neuen theo-
retisch informierten Blick, unter anderem angeregt durch 
Denkweisen postkolonialer geographien und ansätze der 
Performanztheorie, fragen wir nach den Wirkungsweisen 
der stadtplanung in Jerusalem als politischem instrument 
der Macht. Der in performanztheoretischen ansätzen und 
in unserer analyse der Jerusalemer stadtplanung zentrale 
Begriff des Performativen (vgl. z. B. schechner 1998; 
schumacher 2002; fischer-lichte 2004; Butler 2006) 
bringt die tatsache zum ausdruck, dass Zeichen, Zeichen-
gebrauch und die effekte menschlicher körperlicher Prä-
senz über ihre beschreibende Dimension hinaus faktische 
effekte aufweisen, die manifeste Veränderungen bewirken 
(Winkler 2004: 39). Wir verwenden darüber hinaus den 
Begriff „politische stadtplanung“, um anhand der Jeru-
salemer situation eine systematisierung der formen der 
inanspruchnahme planerischer instrumente für politische 
Zwecke aufzuzeigen. hierbei geht es uns zentral um eine 
skalare Betrachtung der politischen folgen stadtplaneri-
schen handelns. Die wechselseitigen relationen zwischen 
lokalen, nationalen und geostrategischen Maßstabsebenen, 
interessen und interventionen werden in diesem Beitrag 
anhand der hauptstadt israels als fallstudie analysiert. 
Diese starke Verflechtung von stadtplanung und Politik 
und die damit ausgeprägte (geo)politische Bedeutung von 
stadtplanung lassen sich am Beispiel Jerusalem besonders 
augenfällig argumentieren. aufgrund der besonderen his-
torischen Umstände und kulturellen Bedeutung der stadt 
sowie sich daraus ergebender Polarisation stellt Jerusalem 
innerhalb des westlich-demokratisch geprägten Diskurses 
im hinblick auf stadtplanung zweifellos einen sonderfall 
dar. gleichzeitig entfaltet erst dieses szenario, trotz einer 
konstitutionell erklärten allgemeindienlichkeit der Politik, 
das Potenzial zu einer asymmetrisch wirkenden instrumen-
talisierung von stadtplanung.

insbesondere durch die anwendung theoretischer 
ansätze aus der neuen Kulturgeographie kann eine ana-
lyse der durchdringenden (geo)politischen Wirkungswei-
sen der stadtplanung auf unterschiedlichen räumlichen 
Maßstabsebenen gelingen. hierzu greifen wir konzep-
tionell unter anderem auf die von Derek gregory (1994) 
in anlehnung an David harvey entwickelte Konzeption 
der geographischen imagination zurück. Untersucht man 
gesellschaftliche effekte der stadtplanung mit kulturgeo-
graphischen ansätzen, so wird sichtbar, welch auffälliges 
gesellschaftliches Machtpotenzial stadtplanerische hand-
lungsweisen bergen. am ende dieses aufsatzes soll deut-
lich geworden sein, dass stadtplanung bei entsprechenden 
rahmenbedingungen und dem vorhandenen Willen zu 
ihrer diesbezüglichen Vereinnahmung enormes politisches 
Potenzial aufweist. Dabei basiert – wie in diesem Bei-
trag gezeigt wird – die Wirkungsmacht der stadtplanung 
als politischem instrument v. a. auf der gesellschaftlichen 

Bedeutung von raumproduktionen und geographischen 
imaginationen. Mittels stadtplanerischer Maßnahmen wie 
straßenbahn- und Wohnungsbau, infrastrukturprojekte 
oder stadtraum-Möblierung werden ganz spezifische, z. t. 
religiös motivierte raumvorstellungen in das physische 
stadtbild Jerusalems eingeschrieben. Dieser einschrei-
bungsprozess verändert nicht nur die Physis der stadt, 
er schafft in einem iterativen, performativen Prozess ein 
Jerusalem als stadtplanerisches Produkt einer spezifischen 
raumimagination.

Zur Darstellung dieses sachverhaltes wird das fall-
beispiel israelischer stadtplanung in Ostjerusalem heran-
gezogen. in diesem politisch nach wie vor umstrittenen 
territorium findet eine instrumentalisierung stadtplaneri-
scher Maßnahmen zur Konsolidierung der israelischen Kon-
trolle über das stadtgebiet statt. Über dieses Ziel sowie die 
damit einhergehenden Bestrebungen der gestaltung einer 
israelischen hauptstadt mit entsprechend dominierendem 
jüdischem charakter ist in der literatur weitgehend einig-
keit vorzufinden (u. a. Dumper 1996; Khamaisi 1997; Klein 
1999; Bollens 2000). Weitere standardwerke, die sich mit 
dieser thematik ausführlich auseinandersetzen, sind Weiz-
man (2007) und gordon (2008).

in diesem aufsatz greifen wir auf diese literatur zurück 
und gehen über diese hinaus auf der Basis von Dokumen-
tenrecherchen und acht qualitativen experteninterviews 
im herbst 2010. Die expertengespräche wurden mit 
israelischen und palästinensischen repräsentanten aus 
den Bereichen Politik, Medien und forschung geführt, 
um ein möglichst umfassendes Bild der situation einzu-
fangen. Da Vertreter der israelischen seite sich oftmals 
dem interview verweigerten und stattdessen auf offizielle 
regierungsdokumente verwiesen, wurden fünf von acht 
interviews mit Palästinensern geführt. Um mehr informa-
tionen über die israelischen Motive, taktiken und strate-
gien zu erhalten, wurden offizielle regierungsdokumente 
ausgewertet.1

im folgenden werden die grundzüge einer „politi-
schen stadtplanung“ am Beispiel Ostjerusalems dargestellt 
(Kap. 2). Wir verwenden den terminus „politische stadtpla-
nung“ bewusst, um sprachlich explizit auf die normativen 
Bezüge planerischen handelns zu verweisen. abschließend 
(Kap. 3) findet eine kulturgeographische Deutung des empi-
rischen Materials mit hilfe postkolonialer und performanz-
theoretischer ansätze statt. hier wird die Wirkungsweise 
politischer stadtplanung in Jerusalem als performativer 
politischer Prozess in Jerusalem interpretiert.

1 Bei der referenzierung der interviews werden das Kürzel Int. sowie, 
zwecks anonymisierung, die initialen der entsprechenden gesprächs-
partner angeführt.
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2   Politische Stadtplanung in Jerusalem

2.1  historischer Kontext

im Jahr 1947 legten die Vereinten nationen (United nations 
– Un) ihren teilungsplan für das Mandatsgebiet Palästina 
vor, der das territorium zwischen der zugewanderten jüdi-
schen und der autochthonen palästinensischen Bevölkerung 
aufteilte. aufgrund der besonderen Bedeutung Jerusalems 
für beide Parteien, beschloss die resolution 181 (1947: Part 
iii) der Un-generalversammlung einen Kompromiss. Die 
stadt sollte demnach den sonderstatus eines Corpus sepa-
ratum unter internationaler Verwaltung innehaben (vgl. 
abb. 1), der wiederum von einem lokalen gesetzgeber-
rat, zusammengestellt durch Verhältniswahlen der stadt-
bewohner, regiert werden würde. Ziel war es, den Zugang 
zur stadt mit ihren heiligen stätten sowie ihre nutzung als 
handels- und lebensraum für die Bürger beider staaten frei 
und gleichberechtigt zu regeln.

Obwohl die Vertreter des zukünftigen staates israel den 
Vorschlag akzeptierten, wurde er nicht in die tat umgesetzt, 
da sich das „hohe arabische Komitee“ – als vorstaatliche 
Vertretung der Palästinenser – dagegen aussprach. Mas-
siven rückhalt hierfür fand es bei den regierungen der 
umliegenden, arabisch geprägten staaten, die unmittel-
bar nach ausruf der Unabhängigkeit israels am 14. Mai 
1948 mit Kriegserklärungen reagierten. Der Palästinakrieg 
endete im Juli 1949 mit einem militärischen sieg israels und 
brachte im Vergleich zum ursprünglichen Un-teilungsplan 
enorme territoriale gewinne. israel erhielt unter anderem 
den westlichen teil des Jerusalemer stadtgebiets, während 
der östliche teil Jerusalems sowie das heutige Westjordan-
land unter die Kontrolle Jordaniens gelangten. abbildung 1 
verdeutlicht diese territoriale entwicklung. trotz erneut 
vorausgehender Versuche der Un, den teilungsplan umzu-

setzen, wurde 1952 die anwendung israelischen rechts in 
Westjerusalem von der internationalen staatengemeinschaft 
akzeptiert (israel Ministry of foreign affairs 1999).

für eine Dauer von 19 Jahren war Jerusalem durch einen 
sogenannten todesstreifen geteilt. Der militärische erfolg 
israels im sechstagekrieg 1967 erlaubte die Besetzung Ost-
jerusalems sowie des Westjordanlands. Die Zusammenset-
zung der Bevölkerung in beiden stadthälften Jerusalems 
war zu dieser Zeit jeweils ethnisch homogen. Während 
Westjerusalem größtenteils von jüdischen israelis bewohnt 
wurde, bestand die Population Ostjerusalems fast aus-
schließlich aus Palästinensern.

Unmittelbar nach Kriegsende begann der staat israel, 
auf die struktur Ostjerusalems baulich einfluss zu nehmen, 
zunächst in der historischen altstadt, dann mit dem Bau der 
ersten siedlungen einige Jahre darauf im gesamten stadtge-
biet (vgl. abb. 2). im Jahr 1980 verabschiedete die Knesset 
das Jerusalemgesetz und annektierte damit den östlichen teil 
der stadt nach israelischer rechtslage (israel Ministry of 
foreign affairs 1980). Die internationale anerkennung der 
annexion blieb aus. Während der westliche teil der stadt 
heute also international anerkannt dem staat israel zuge-
hört, ist der östliche teil Jerusalems nach internationaler 
rechtslage weiterhin lediglich von israel besetzt. Dennoch 
untersteht das gesamte stadtgebiet faktisch der Kontrolle 
israels. Das großteils von Palästinensern bewohnte Ostje-
rusalem fällt damit unter die Zuständigkeit der israelischen 
stadtverwaltung. einer endgültigen Klärung des status 
Jerusalems stehen divergierende politische interessen ent-
gegen, da die palästinensische Bevölkerung israel nicht als 
souverän anerkennt und die Palästinensischen autonomie-
behörden den östlichen teil der stadt, gemäß des ursprüng-
lichen grenzverlaufs zwischen israel und Jordanien vor 
dem sechstagekrieg, als hauptstadt eines zukünftigen 
Palästinenserstaates beanspruchen. Die Problematik bei 

Abb. 1 territoriale entwick-
lung israels. (Quelle: israel 
Ministry of foreign affairs 
(2011), Bearbeitung: Peter Van 
gielle ruppe)
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der Klärung des status Ostjerusalems umfasst neben poli-
tischen Machtfragen ebenfalls aspekte der Bedeutung von 
religiösen heiligtümern und ihrer Verortung. Des Weiteren 
lebten im Jahr 2008 als eine folge der Jerusalemer stadt-
planung rund 193.000 israelis in Ostjerusalem (cia 2011). 
Damit hat sich die demographische situation in der ehemals 
rein palästinensischen hälfte der stadt durch die politische 
stadtplanung und -entwicklung gravierend verändert. Den-
noch ist in der gesamtstadt Jerusalem aus israelischer Per-
spektive eine bedrohliche demographische entwicklung zu 
beobachten.

2.2  Bevölkerungspolitik durch stadtplanung: 
Baugenehmigungen und flächennutzungsplanung

Die Palästinenser Ostjerusalems weisen nicht die im rest-
lichen staat israel für araber geltenden vollen Bürgerrechte 
auf, verfügen jedoch über ein Wahlrecht auf lokaler ebene 
für den stadtrat. Dieses wird aufgrund einer politischen 
Kollektiventscheidung bislang kaum in anspruch genom-
men, wie folgender interviewausschnitt erläutert.

You know you are acknowledging the occupation 
of eastern Jerusalem. how can we talk that eastern 
Jerusalem is occupied and always say that occupation 

should end and participate the same time. it is a poli-
tical issue. how can you go and vote for the munici-
pality, which is a municipality of the occupation? so, 
you can not. (int. Z. O.)

Die Bevölkerungszahl der wahlberechtigten Palästinen-
ser wäre im fall einer inanspruchnahme ihres Wahlrechts 
bereits ausreichend, um einen signifikanten einfluss auf 
die Jerusalemer stadtpolitik zu nehmen. Weiterhin sind in 
Ostjerusalem sowie im gesamten Westjordanland2 derzeit 
37,3 % der Palästinenser jünger als 14 Jahre alt, so dass in 
den kommenden Jahren zahlreiche potenzielle Wähler hin-
zukommen würden (cia 2011). somit entsteht für israel in 
anbetracht der demographischen entwicklung zunehmend 
das risiko des Verlustes an demokratisch legitimierter poli-
tischer Macht in der stadt. Problematisch aus israelischer 
sicht ist zusätzlich, dass die Zahl der jüdischen Bevölke-
rung in Jerusalem rückläufig ist (Yiftachel/Yacobi 2002: 
138). für säkulare Juden erscheint Jerusalem aufgrund einer 
dominierenden orthodoxen religionsauslegung, der perma-
nent angespannten politischen situation sowie der wirt-
schaftlichen rückständigkeit anderen israelischen städten 
gegenüber als wenig attraktiv.

Das Bevölkerungswachstum der Palästinenser Ostjerusa-
lems ist für israel nicht nur ein lokales Problem in der haupt-
stadt, sondern ebenso auf nationaler ebene von Bedeutung. 
Die eingeschränkten rechte der palästinensischen Bevöl-
kerung in Ostjerusalem sind in anbetracht des israelischen 
selbstbildes eines egalitären rechtsstaates auch in der 
innenpolitischen situation riskant, denn sie sind lediglich 
vor dem hintergrund einer ausstehenden Klärung der frage 
nach implementierung eines Palästinenserstaates und seiner 
ausgestaltung aufrechtzuerhalten. sollte am ende dieses 
Prozesses Ostjerusalem unter israelischer Kontrolle verblei-
ben, würde dies eine Verleihung der vollen Bürgerrechte für 
die dort lebenden Palästinenser erfordern und sie somit zur 
teilnahme am nationalen politischen geschehen berechti-
gen. Weiterhin würde es sie bzgl. ihres status mit den rund 
1,2 Mio. Palästinensern mit israelischer staatsbürgerschaft 
gleichstellen, die bereits auf eine lange tradition der Par-
tizipation am nationalen politischen system zurückblicken 
können. Bei einer gesamtbevölkerung von etwa 7,5 Mio. 
wären die 240.000 weiteren Palästinenser mit israelischer 
staatsbürgerschaft und deren höheren geburtenraten lang-
fristig also auch in der nationalen israelischen Politik von 
gewicht (int. M. M.).

Die Demographie Ostjerusalems weist somit lokale und 
nationale politische Konsequenzen auf und ist darüber hin-
aus entscheidend für die Klärung des status des östlichen 
stadtgebiets selbst. Die ansprüche der Palästinensischen 

2 separate Daten über die altersverteilung der palästinensischen 
Bevölkerung Ostjerusalems lagen nicht vor.

Abb. 2 Jerusalem: stadtgrenzen und siedlungen. (Quelle: israel Mi-
nistry of foreign affairs (2011), Bearbeitung: Peter Van gielle ruppe)
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autonomiebehörden bzgl. Ostjerusalems als hauptstadt 
eines Palästinenserstaates sind formal lediglich aufgrund 
der anwesenheit einer palästinensischen Bevölkerung auf-
rechtzuerhalten. entsprechend wäre eine deutliche jüdische 
Dominanz im Kontext des Bevölkerungsverhältnisses im 
hinblick auf eine internationale anerkennung der annexion 
durch israel von großem Vorteil. hieraus ergeben sich für 
die stadtadministration zwei anzustrebende effekte auf die 
Demographie Jerusalems – eine Zuwanderung jüdischer 
sowie eine abwanderung palästinensischer Bevölkerung 
in Ostjerusalem. an eben dieser stelle gewinnt eine politi-
sierte oder politische stadtplanung ihren strategischen Wert 
für die nationalen interessen israels. Yiftachel und Yacobi 
(2002: 138) spezifizieren dies:

two central israeli strategies have been a massive 
construction of an outer-urban ring of Jewish settle-
ments (‚satelite neighborhoods‘), which now host over 
half the Jewish population of the city, and a parallel 
containment of all Palestinian development, imple-
mented through housing demolition and the preven-
tion of immigration or population growth in the city.

Der Bau der jüdischen siedlungen in Ostjerusalem seit den 
frühen 70er Jahren folgt der idee einer forcierten Zuwan-
derung durch das Bereitstellen von attraktivem Wohnraum. 
Des Weiteren wurde die zuvor beschriebene demographi-
sche situation der stadt in der israelischen Öffentlichkeit 
als allgemeines anliegen deklariert, so dass die Beteiligung 
an einer jüdischen Besiedlung Ostjerusalems in teilen der 
gesellschaft als patriotisch und selbstlos erachtet wird (Yif-
tachel/Yacobi 2002: 138). Der Bau der siedlungen wird 
durch eine reorganisation der Ostjerusalemer flächen-
nutzungspläne ermöglicht, die bereits kurze Zeit nach der 
Besetzung initiiert wurde und mit einer umfangreichen ent-
eignung ansässiger Palästinenser verbunden war. Bei der 

neuplanung Ostjerusalems wurden zunächst mit etwa 23,3 
Quadratkilometern land etwa 35 % der gesamtfläche für 
öffentliche Zwecke konfisziert (Braverman 2007: 339). auf 
diesen flächen entstanden seitdem insgesamt 15 israelische 
siedlungen (vgl. abb. 3) mit rund 60.000 Wohneinheiten 
und 193.000 ausschließlich jüdischen Bewohnern im Jahr 
2008 (tufakji 2009: 46). entgegen des rechtlichen hinter-
grundes der enteignungen zum öffentlichen nutzen sind die 
siedlungen und die flächen, auf denen sie sich befinden, im 
alltäglichen leben der Palästinenser ohne Bedeutung. Wei-
tere 40 % der fläche Ostjerusalems wurde von der Jerusa-
lemer administration als strategische reserve, grünflächen 
oder nicht für Bebauung freigegebene öffentliche flächen 
bestimmt. nach abzug der durch die neuplanung nicht 
mehr verfügbaren sowie bereits bebauten flächen verblei-
ben lediglich 11,2 % Ostjerusalems für eine weitere private 
nutzung (Braverman 2007: 340).

Die schaffung von neuem Wohnraum gestaltet sich für 
die palästinensische Bevölkerung Ostjerusalems als schwie-
rig. neben den durch eine hohe nachfrage hervorgerufenen 
beträchtlichen grundstückspreisen für das wenige zum Bau 
freigegebene land und einer allgemein problematischen 
wirtschaftlichen situation bestehen behördliche hinder-
nisse. Jeder neubau sowie ausbau bereits bestehender 
gebäude erfordert eine genehmigung durch israelische 
amtsstellen. Die Kosten der genehmigungen können dabei 
mitunter an die der Bauvorhaben heranreichen (int. t. B.). 
Darüber hinaus kann es nach Beginn des legalisierungspro-
zesses eine unbestimmte Zeit dauern, bis eine genehmigung 
zum Bau erteilt wird. in vielen fällen wird sie letztlich ohne 
die rückerstattung der vorausgegangenen Kosten verwei-
gert. Des Weiteren ist der legalisierungsprozess mit einer 
ausführlichen juristischen Kontrolle der antragsteller ver-
bunden, was auf Palästinenser oftmals eine abschreckende 
Wirkung ausübt (int. O. n.).

Abb. 3 israelische siedlung 
har homa im südlichen Ostje-
rusalem, 1997 errichtet inmitten 
palästinensischer nachbar-
schaften. (fotografie: Peter Van 
gielle ruppe)
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Zwischen 1967 und 1999 wurden lediglich 3.000 Bauge-
nehmigungen an Palästinenser in Jerusalem vergeben. Dies 
entspricht ungefähr einer Wohnfläche für 25.000 Personen. 
in derselben Zeit wuchs die palästinensische Population in 
der stadt um 112.000 Personen an (Braverman 2007: 339). 
Diese entwicklung stellt die palästinensische gemeinde Ost-
jerusalem vor ernsthafte humanitäre Probleme. Die durch-
schnittliche Belegung pro raum betrug im Jahre 1998 in 
Ostjerusalem zwei Personen. rund 23,1 % der räume waren 
mit drei Personen belegt (arab studies society 2004: 21).

angesichts des Bevölkerungsdrucks und der rechtlichen 
rahmenbedingungen, die eine stetig sinkende lebensquali-
tät der Palästinenser in Ostjerusalem bedingen, gewinnt für 
diese die Vorstellung der abwanderung in das Westjordan-
land an attraktivität. Dies ist zwar mit einer dauerhaften 
aufgabe des status als Bewohner Jerusalems und all sei-
ner Vorteile verbunden, ermöglicht jedoch in zahlreichen 
Belangen ein restriktionsfreieres leben (int. t. B.). Die 
Baugenehmigungen als stadtplanerisches instrument wir-
ken folglich als ein selektionsmechanismus und üben einen 
großen einfluss auf das demographische Verhältnis in der 
stadt aus.

eine weitere Wahlmöglichkeit des Umgangs mit 
dem Wohnraummangel innerhalb der palästinensischen 
gemeinde stellt die errichtung von gebäuden ohne die ent-
sprechenden genehmigungen dar. Dieses illegale Bauen 
umfasst nicht nur ungenehmigten neubau, sondern auch 
den ausbau bestehender gebäude sowie die Konstruk-
tion auf nicht dafür vorgesehenen flächen. in sämtlichen 
solcher fälle wird das gebäude (bzw. der anbau) von der 
israelischen administration als illegal betrachtet, während 
die verantwortlichen Bauherren eine straftat begehen. Die 
häuserabrisse folgen als politisches Mittel der stadtpla-
nung konsequent der linie des restriktiven Umgangs mit 
Baugenehmigungen. sie bewirken die aufrechterhaltung 
des Bevölkerungsdrucks auf die bestehenden, von Paläs-
tinensern genutzten Wohneinheiten in Ostjerusalem und 
tragen ebenfalls zu dem effekt einer induzierten abwande-
rung in das Westjordanland bei. Darüber hinaus propagie-

ren die abrisse auf symbolischer ebene die autorität und 
territoriale Dominanz der israelischen Besatzungsmacht 
(Braverman 2007: 346). laut angaben der Jerusalemer 
stadtverwaltung und des israelischen innenministeriums 
liegen derzeit für rund 20.000 bestehende gebäude, etwa 
40 % des palästinensischen Bestandes in Ostjerusalem, kei-
nerlei Baugenehmigungen vor (Braverman 2007: 353).

tabelle 1 zeigt die entwicklung der gebäudeabrisse 
in Ostjerusalem zwischen 1994 und 2006. es wird unter-
schieden, ob die abrisse der Verantwortung der Jerusalemer 
stadtverwaltung (JM) oder dem israelischen innenministe-
rium (MOi) unterlagen. erstere ist verantwortlich für den 
abriss ungenehmigter gebäude auf für Bebauung vorge-
sehenem land, wogegen letzteres für den abriss illegaler 
gebäude auf grünflächen und offenen flächen verantwort-
lich ist.

Die statistik enthält keine abrisse, die von den Bewoh-
nern selbst vorgenommen wurden. Der selbstabriss ist oft-
mals eine Kompromisslösung, bei der den Behörden der 
aufwand des rückbaus erspart bleibt, während die hausbe-
wohner mit milderen strafen rechnen können. anzumerken 
ist weiterhin, dass die anzahl der abgerissenen gebäude 
ab 2004 abnimmt, die summe der zerstörten Wohnfläche 
dagegen ansteigt. ab 2005 konzentrieren sich die abriss-
tätigkeiten verstärkt auf größere gebäude. Dies hatte in die-
sen beiden Jahren einen anstieg der zerstörten Wohnfläche 
von 9.000 auf 12.000 Quadratmeter zur folge (Margalit 
2006: 7).

Die stadtplanerischen Maßnahmen zur regulierung des 
palästinensischen Wohnraums in Ostjerusalem fungieren 
letztlich als politische Praktiken, um eine abwanderung der 
palästinensischen Bevölkerung in das Westjordanland zu 
forcieren (Klein 2005: 56). Der auf diesem Wege ausgeübte 
Druck auf die palästinensische Bevölkerung Ostjerusalems 
konnte jedoch bislang nicht deren natürliches Bevölke-
rungswachstum kompensieren, das in Verbindung mit einer 
stagnierenden entwicklung jüdischer Bevölkerung zu einer 
kontinuierlichen Verschiebung des Bevölkerungsverhältnis-
ses zu gunsten der Palästinenser geführt hat (int. O. n.). 

Tab. 1 gebäudeabrisse in Ostje-
rusalem zwischen 1994 und 2006. 
JM = Jerusalemer stadtverwal-
tung, MOi = israelisches innen-
ministerium. (Quelle: Margalit 
(2006: 7))
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trotz der daraus resultierenden erschwerten lebensbedin-
gungen verbleiben weite teile Ostjerusalems unbestritten 
palästinensische Wohngebiete. entsprechend dem israeli-
schen Ziel, durch eine Beeinflussung der Demographie fak-
ten zu schaffen, um so die Zukunft zu gestalten, bleibt die 
hohe Präsenz der Palästinenser in Ostjerusalem als geopoli-
tisch bedeutsame tatsache bis auf weiteres bestehen.

2.3  Politische stadtplanung durch städtebau,  
Ästhetik und infrastruktur

Jerusalem ist aufgrund diverser religiöser und historischer 
aspekte ein zentraler teil der kollektiven israelischen iden-
tität, der wesentliche Beweggrund für die errichtung des 
staates israel im heiligen land und das unbestrittene natio-
nale symbol (Zuckermann 2009: 30). Khamaisi (2002: 279) 
beschreibt die nationalen und stadtplanerischen Konsequen-
zen dieses sachverhaltes folgendermaßen:

… although geographically peripheral it is israel’s 
capital. israeli planning and development policies 
have been used to strengthen Jerusalem as the israeli 
capital and enhance Jewish character.

hieraus ergibt sich, dass die Verwaltung Jerusalems bei der 
stadtplanung die anwesenheit jeglicher anderer Bevölkerung 
als der jüdischen weitestgehend ignoriert (Klein 2005: 54). 
Das hinwegsetzen über die kulturellen und gestalterischen 
traditionen der palästinensischen Mehrheit in Ostjerusalem 
dient dem politischen Ziel der etablierung eines stadtbildes, 
das eine kulturelle Zugehörigkeit des stadtgebietes zu israel 
und seiner jüdischen Kultur reklamiert. Die „israelisierung“ 
des stadtbildes entspricht auf ästhetischer, städtebaulicher 
ebene den zuvor genannten funktionalen und quantitativen 
Bestrebungen israels zur Modifizierung der Bevölkerungs-
zusammensetzung Ostjerusalems. Der in Ostjerusalem ent-

stehende raum suggeriert eine beständige Zugehörigkeit 
zum staat israel und dessen jüdischer Bevölkerung (vgl. 
abb. 4). symbolische raumaneignung und identitätspoliti-
ken mit den Mitteln des städtebaus werden so von der natio-
nalen und lokalen Politik zur sicherung der stadt Jerusalem 
als hauptstadt im staat israel genutzt.

Das Verfolgen dieses stadtplanerischen Paradigmas 
beschränkt sich dabei nicht auf die siedlungen, sondern 
tangiert auch die infrastruktur. so verlaufen die routen der 
neuen Jerusalemer straßenbahn lediglich durch den Westteil 
der stadt und einige der größeren jüdischen siedlungen im 
Osten. ein anschluss an palästinensische Wohngebiete fand 
in der Planung keinerlei Beachtung, sondern erfolgte meist 
einzig aufgrund der lage zwischen israelischen siedlungen, 
wie im fall des nördlich der altstadt gelegenen stadtteils 
shuafat (rekacewicz/Vidal 2007). neben einer infrastruktu-
rellen Benachteiligung der Palästinenser handelt es sich dar-
über hinaus um eine symbolische Okkupation öffentlichen 
raums. genau wie die israelischen siedlungen im Ostteil 
Jerusalems weist die straßenbahn in ihren äußeren Merk-
malen keinerlei gemeinsamkeiten mit palästinensischen 
gestalterischen traditionen auf. Die fahrpreise orientieren 
sich an der ökonomischen realität jüdischer Jerusalemer, 
so dass die palästinensische Bevölkerung weiterhin auf das 
eigenständige Ostjerusalemer Busnetzwerk zurückgreifen 
muss (rekacewicz/Vidal 2007). Weiterhin ist zu erwarten, 
dass aufgrund der erfahrungen mit terroranschlägen im 
öffentlichen nahverkehr Jerusalems die straßenbahn eine 
erhöhte Präsenz von israelischen sicherheitskräften in Ost-
jerusalem mit sich bringen wird. Die gegenwart der israe-
lischen armee führt dabei den Palästinensern symbolisch 
eine Machthierarchie zwischen den beiden gruppen vor 
augen (rekacewicz/Vidal 2007).

Ähnlich den zuvor diskutierten stadtplanerischen Maß-
nahmen zur einflussnahme auf das Bewohnerverhält-

Abb. 4 Blick von der city of 
David auf die palästinensischen 
Wohnbauten im tal silwan. 
Die tafel als teil des archäo-
logischen Parks, der „city of 
David“, verweist auf die alten 
Königsgräber, die sich unterhalb 
der palästinensischen Wohnge-
bäude befinden – die symboli-
sche reklamation des gebiets. 
(fotografie: ilse helbrecht)
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nis zeigt sich eine Parallele in der Präsenz der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppen im stadtbild. auf der einen seite 
wird die ausbreitung eines israelisch geprägten Jerusalems 
mit hilfe der stadtplanung sukzessiv vorangetrieben, auf 
der anderen seite beschränken infrastrukturelle Versäum-
nisse das palästinensische leben in der stadt. im Jahr 2010 
verwendete die Jerusalemer stadtverwaltung 9 % ihres 
Budgets auf die Wohngebiete der palästinensischen Bevöl-
kerung, die hingegen 35 % der gesamtbevölkerung Jerusa-
lems beherbergen (int M. M.). Die langjährige Praxis einer 
finanziellen Benachteiligung des ärmeren Ostjerusalems 
hat eine schieflage in der öffentlich-städtischen Versorgung 
zur folge. rund 90 % der abwasserrohre, Bürgersteige 
und straßen der stadt befinden sich in jüdisch dominierten 
stadtteilen. 50 % der von Palästinensern bewohnten häuser 
sind ohne Zugang zum abwassernetz. lediglich 1,2 % des 
Kulturetats sind für die palästinensische Bevölkerung vor-
gesehen (Yaron 2008: 168). Die asymmetrische Verteilung 
veranschaulicht (tab. 2).

Die zahlreichen in Ostjerusalem bestehenden infrastruk-
turellen Mängel steigern den abwanderungsdruck auf die 
Palästinenser und erhöhen den Kontrast zum sich gleich-
zeitig ausbreitenden charakteristisch-israelischen stadtbild. 
Die palästinensischen nachbarschaften wirken zunehmend 
wie ein vernachlässigter fremdkörper inmitten eines sys-
tematisch angelegten, von jüdischer symbolik und Kultur 
geprägten Jerusalems.

traditionell stellt Jerusalem den ökonomischen, religiö-
sen und kulturellen Mittelpunkt für Palästinenser dar (int. 
t. B.). Per städtische Doktrin werden jedoch generell jegli-
che politischen und damit faktisch ein großteil an kulturel-
ler und religiöser aktivität unterbunden (israel Ministry of 
foreign affairs 2001) (int. Z. O.). seit dem Bau der sperr-
anlagen besteht eine weitere leistungsfähige Möglichkeit zur 
Kontrolle der einreisen nach Jerusalem aus dem Westjordan-
land. Diese ist Palästinensern lediglich als Bürger Jerusalems 
gestattet und für die Bevölkerung des Westjordanlands nur in 

ausnahmefällen möglich. im allgemeinen geht die israeli-
sche administration restriktiv mit diesen sondergenehmigun-
gen um. Diese umfassen unter anderem aufenthalte aufgrund 
medizinischer notwendigkeiten oder zu Wallfahrtszwecken. 
genehmigungen für Wallfahrten werden nur unter weiteren 
einschränkungen in hinblick auf alter und geschlecht erteilt, 
wie z. B. die erlaubnis des Besuchs der al-aqsa Moschee und 
des felsendoms an muslimischen feiertagen, zwei bedeuten-
den symbolen islamischer Kultur im historischen stadtkern 
Jerusalems. Diese ausnahmefälle werden üblicherweise von 
massiven israelischen sicherheitsvorkehrungen und zahlrei-
chen Mobilitätsrestriktionen für sämtliche Palästinenser in 
der altstadt Jerusalems begleitet. Die symbolische Bedeu-
tung Jerusalems als Ort palästinensischer Kultur wird damit 
über zahlreiche restriktionen eingeschränkt. Demonstrativer 
Widerstand von seiten der ausgeschlossenen Palästinenser 
gegen das Unzugänglichmachen der religiösen Wallfahrts-
orte findet in form einer Verlagerung der freitagsgebete in 
den öffentlichen raum vor den Mauern der altstadt oder vom 
Westjordanland kommend sogar vor den Kontrollpunkten 
der sperranlagen statt (int. t. B.). Weiterhin werden in der 
altstadt abgelegene teile des muslimischen Viertels durch 
ihre Bewohner (ohne eine rechtliche grundlage hierzu aber 
durch die autoritäten oftmals geduldet) für andersgläubige 
unzugänglich gemacht (int. Z. O.). Dieses Verhalten kann 
als entgegenwirkende Beanspruchung des raums angesehen 
werden und als indiz aktiven Protests.

eine direkte Okkupation von raum findet sich in form der 
jüdischen außenposten in palästinensischen stadtteilen wie-
der. Diese Vorposten werden in folge erzwungener Besitz-
wechsel von bestehender Bausubstanz errichtet und enthalten 
damit vergleichsweise mehr Konfliktpotenzial als die neu 
entstandenen siedlungen auf enteignetem, aber zuvor unbe-
wohntem land. Die Wohnsituation der siedler in verstreuten 
enklaven inmitten der als feindlich erachteten palästinensi-
schen nachbarschaften ist nur in Verbindung mit hohen Kos-
ten für sicherheitszwecke aufrechtzuerhalten. in der folge 
kommt es immer wieder zu Zwischenfällen wie ausschrei-
tungen zwischen Palästinensern und den israelischen sicher-
heitskräften, Massenverhaftungen, razzien, steinwürfen auf 
jüdische häuser sowie fahrzeuge. Die symbolwirkung der 
außenposten beschränkt sich nicht auf die bloße tatsache 
der national-religiösen Zugehörigkeit der Bewohner, sondern 
wird durch ein entsprechendes erscheinungsbild symbolisch 
verstärkt und kommuniziert (vgl. abb. 5).

Die Besiedlung vormals palästinensischer stadtteile 
durch jüdische siedler3 erfolgt innerhalb von so genannten 

3 Die semantik des siedlers beinhaltet bereits eine starke hierarchisie-
rung zwischen den kulturell überlegenen siedlern und den anderen. 
Paul siu bringt dies zum ausdruck, wenn er den siedler wie folgt cha-
rakterisiert. Der siedler „moves to a country where there is, more or 
less, a frontier and where the natives have had their own culture but not 
anything that we may call civilization“ (siu 1952: 44).

Tab. 2 städtische einrichtungen in Jerusalem. (Quelle: Yaron (2008: 
168))
städtische einrichtungen in 
Jerusalem 2003

Westjerusalem und 
siedlungen im Ostteil

Palästinensische 
nachbarschaften

Öffentliche schwimmbäder 36 0
Parks 1.079 45
Bibliotheken 26 2
sportplätze 531 33
Bewohner pro Kilometer 
Bürgersteig

690 2.917

Bewohner pro 
Müllabfuhrwagen

185 4.489

Bewohner pro öffentlichem 
Mülleimer

39 5.641
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siedlervereinigungen. Diese zeigen sich für die zumeist 
gegen den Widerstand der Palästinenser durchgesetzten 
hausübernahmen verantwortlich. Das hierzu notwendige 
restriktive Vorgehen wird oftmals mithilfe einer rechtlich 
umstrittenen Zusammenarbeit mit israelischen Behörden 
ermöglicht (int. M. M.). Diese Vorgänge gehen nicht auf die 
initiative von staatlichen stellen zurück, werden von diesen 
aber unterstützt, da sie letztlich regierungsinteressen ent-
sprechen. Der israelische staat vermeidet eine direkte Ver-
antwortung für das mitunter konfliktreiche Vorgehen bei den 
hausübernahmen, das auch national häufig gegenstand von 
Kontroversen ist. Die siedlervereinigungen sind letztlich 
eine Möglichkeit des israelischen staates zur institutionel-
len auslagerung territorialer Okkupationen. siedlervereini-
gungen operieren in einer quasi symbiotischen Beziehung 
mit der israelischen regierung in fragen der symbolischen 
Kontrolle des raums (int. s. e.) (zum aspekt der räumli-
chen Kontrolle vgl. statt vieler stichweh 2008). ein inter-
viewpartner (int. i. s.) führt hierzu aus:

there is a formal government in israel. they have 
their policies, but they are a state and they have agree-
ments, international laws. so they give it to semi offi-

cial organizations like elaD to do the work. and they 
get anything that they want from the ministers. they 
will agree with any planning that they do. they give 
them electricity if they need etc.

Die im Zitat benannte siedlervereinigung elaD4 ist süd-
lich der Jerusalemer altstadt im palästinensischen stadtteil 
silwan tätig und als Dachorganisation neben zahlreichen 
außenposten ebenfalls für den dort befindlichen archäologi-
schen Park „city of David“ verantwortlich. silwan befindet 
sich an der stelle des bronzezeitlichen Jerusalems und war 
möglicherweise der regierungsstandort König Davids aus 
der Zeit des 10. und 11. Jahrhunderts v. chr. sowie nachge-
wiesenermaßen das Zentrum des späteren jüdischen König-
reiches aus der Zeit zwischen dem 8. und 6. Jahrhundert 
v. chr. (ir amim 2009: 7). Die „city of David“ firmiert 
als symbol der Zugehörigkeit des umgebenden landes 
zum jüdischen Volk. trotz der Kritik von historikern und 
archäologen an der Verbreitung unbelegter interpretationen 
im hinblick auf zahlreiche exponate (ir amim 2009: 27) 
sind Besuche zu Bildungszwecken fester Bestandteil von 
Weiterbildungsprogrammen innerhalb staatlicher Organisa-
tionen israels. so verwendet die siedlervereinigung elaD 
bspw. einen beträchtlichen teil ihres etats für kostenlose 
führungen mit Wehrdienstleistenden der israelischen armee 
in Koordination mit deren „education and Youth corps“ 
(ir amim 2009: 29). Diese mithilfe der „city of David“ 
implementierte symbolische Verbreitung des historischen 
Vorrechts einer jüdischen nation auf israel, die sich auf die 
hohe frequentierung seitens nationaler und internationaler 
Besucher des archäologischen Parks stützt, geht weit über 
die stadtgrenzen Jerusalems hinaus und beeinflusst die poli-
tischen Verhältnisse in der region langfristig.

2.4  stadtplanung als politische Planung in Jerusalem

Die empirischen ergebnisse zeigen deutlich die politisch 
motivierten einflüsse der Jerusalemer stadtplanung auf 
quantifizierbare entitäten wie Bevölkerung und fläche, auf 
strukturelle ausstattungsstandards in der infrastruktur sowie 
wahrnehmbare aspekte wie das stadtbild und die raumäs-
thetik. Die instrumente der Jerusalemer stadtplanung sind 
demnach sowohl technisch-infrastrukturelle, symbolische 
als auch hochgradig politische. alle drei Momente der 
Maßnahmen produzieren die skizzierten gesellschaftlichen 
effekte einer performativen herstellung der geographi-
schen imagination Jerusalem. in abb. 6 sind die Wirkungs-
weisen und Zielgrößen der behandelten stadtplanerischen 
Maßnahmen skizzenhaft systematisiert, wobei zwischen 
demographischen und stadtbildnerischen Zielgrößen sowie 

4 elaD ist ein hebräisches akronym und bedeutet in der englischen 
Übersetzung „to the city of David“.

Abb.  5 siedler Vorposten in der al-Wad street, einer der zentralen 
Verkehrsachsen im muslimischen Viertel der Jerusalemer altstadt. 
(fotografie: Peter Van gielle ruppe)
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symbolischer und physischer Wirkungsweise unterschie-
den wird. eine physische Wirkungsweise beschreibt direkte 
materielle auswirkungen auf die Zielgröße, wohingegen 
eine symbolische über teilweise demonstrative und teilweise 
suggestive einflüsse agiert, die ihre effekte erst in folge der 
Wahrnehmung durch beteiligte akteure entfalten kann.

trotz der Unterschiede bzgl. der Wirkungsweise und den zu 
beeinflussenden Zielgrößen der jeweiligen stadtplanerischen 
instrumente zeigen sich deutlich gemeinsame schnittmen-
gen, die auf ein komplexes geflecht von Wechselwirkungen 
hinweisen. Die in der abbildung dargestellten stadtplaneri-
schen instrumente mit genuiner politischer Wirkung erheben 
nicht den anspruch der Vollständigkeit. Dennoch zeigt sich 
anhand der dargelegten Beispiele der Demographie- und inf-
rastrukturbeeinflussung das enorme politische Potenzial von 
scheinbar technizistischer Planung. Zahlreiche interview-
partner verwendeten in diesem Zusammenhang den Begriff 
„facts on the ground“ (u. a. int. s. a./int. O. s./int. Z. O.), 
der das Vorausgehen einer physischen realität gegenüber 
einer nachträglichen legalisierung beschreibt. Demzufolge 
ist die verweigerte anerkennung der israelischen annexion 
Ostjerusalems durch die internationale gemeinschaft kein 
hindernis für die Durchführung stadtplanerischer Maßnah-
men, da gerade erst deren unbestreitbares fortschreiten eine 
nachträgliche legitimierung und somit Änderung des status 
der stadthälfte bewirken soll.

Die politischen effekte der Jerusalemer stadtplanung 
sind ebenfalls in einer skalaren, also maßstäblichen Pers-
pektive von interesse. Die angeführten Maßnahmen lassen 

sich in hinblick auf ihre deutlichste räumliche ausprägung 
spezifizieren. Während die jüdischen außenposten und die 
„city of David“ evident auf ein nationales skalenniveau 
gerichtet sind und auf eine symbolische Wirkung zur auf-
rechterhaltung des staates israel zielen, wirken die direk-
ten stadtplanerischen Maßnahmen wie die streckenführung 
der straßenbahn in Jerusalem oder die Ver- und entsorgung 
der stadträume besonders auf dem lokalen skalenniveau. 
Die politische absicht zeigt sich hier weniger symbolisch 
als vielmehr materiell und existenziell auf die jeweiligen 
lebensumstände in den teilräumen der stadt gerichtet. Die 
stadtplanerischen Maßnahmen wie gebäudeabrisse oder 
die errichtung von siedlungen wirken dagegen sowohl 
symbolisch auf nationalem als auch physisch auf lokalem 
skalenniveau. Der einfluss verschiedener Maßnahmen in 
abhängigkeit von dem betrachteten skalenniveau ist in 
abb. 7 dargestellt.

Die stadtplanerischen Maßnahmen in Jerusalem sind 
demnach in einer Wechselbeziehung von nationalen Wirkun-
gen und lokalen effekten verortet. ihre evidente politische 
Bedeutung liegt in der Manifestation von einer geographi-
schen imagination Jerusalem als hauptstadt israels, die über 
verschiedene auf lokaler wie nationaler ebene angesiedelter 
instrumente reifiziert wird. stadtplanung in Jerusalem dient 
demnach meist auch der Konstituierung und implementie-
rung einer genuin politischen nationalen israelischen idee.

3   Schlussbetrachtung: Stadtplanung als performativer 
politischer Prozess in Jerusalem

Jerusalem bietet eine eindrückliche fallstudie zu der umfas-
senden Wirkmacht einer politisierten stadtplanung. stadt-
planung ist nicht nur ein lokales herrschaftsinstrument, 
sondern wirkt multiskalar, indem ebenso nationale wie 
geostrategische interessen hiermit durchgesetzt werden 
können. Versucht man am ende dieses Beitrags theoretisch 
präzise zu identifizieren, was genau stadtplanung in Jerusa-
lem (und nicht nur dort) zu so einem mächtigen herrschafts-
instrument des staates macht, so ist es notwendig, die bis 
hierher präsentierten empirischen ergebnisse im lichte 

Abb. 6 Politisch einschlägige Zielgrößen und Wirkungsweisen stadt-
planerischer Maßnahmen in Jerusalem. (Darstellung: Peter Van gielle 
ruppe)

City of David
Außenposten

Straßenbahn
städtische Versorgung

Siedlungen
Gebäudeabrisse

Politisches Ausmaß

Nationale
Auswirkungen

Regionale
Auswirkungen

Lokale
Auswirkungen

Abb. 7 Politische effekte stadtplanerischer Maßnahmen in abhängig-
keit von der betrachteten skala. (Darstellung: Peter Van gielle ruppe)
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aktueller theorien zum Verhältnis von raum, Kultur und 
Macht zu reflektieren. hierfür greifen wir resümierend auf 
neuere erkenntnisse der Kulturgeographie und Performanz-
theorie zurück.

Die jüngere geschichte der stadtplanung von Jerusa-
lem lässt sich als der Versuch lesen, eine jeweils religiös 
motivierte ideologie in der baulichen gestalt der stadt zu 
verankern. Dabei kommt es zu reifikationen dessen, was 
Derek gregory in anlehnung an c. Wright Mills und David 
harvey geographische imagination nennt (gregory 1994). 
Die religiös motivierten Vorstellungen der jeweils herr-
schenden gruppe im hinblick auf die soziale wie symbo-
lische Ordnung des raums schreiben sich über permanente 
Wiederholungen in die physische struktur der heiligen 
stadt Jerusalem ein. Die räumlichen Konstruktionen der 
geographischen imagination und deren raumabstraktionen 
weisen eine immanente performative Kraft der selbstrea-
lisation auf, die sich wiederum stark auf die akteure aus-
wirkt, die diese geographischen imaginationen bewohnen, 
wie gregory ausführt. „[t]hese abstractions of space are 
more than mere words; they have performative force, and 
they bear down on those that inhabit them“ (gregory 2004: 
602). sie werden in einem iterativen Prozess performativ 
zu Wirklichkeit, d. h., ihre Wiederholung im publizistischen 
Diskurs, auf flächennutzungsplänen oder in geschichts-
büchern trägt dafür sorge, dass in der physisch-materiellen 
Welt diese geistigen Konstrukte, z. B. von territorien, ethni-
schen gemeinschaften oder hierarchien, in der Beziehung 
von sozialen gruppen oder Klassen hergestellt werden. Die 
auswirkungen dieser performativen effekte sind letztlich 
die, dass das handeln der entscheidungsträger auf den Voll-
zug oder die herstellung der geographischen imaginationen 
ausgerichtet wird.

Die heutige entwicklung von Jerusalem als einer stadt, 
die für drei Weltreligionen bedeutsam ist, lässt sich als ein 
Produkt dieser performativen akte der reifikation geo-
graphischer imaginationen deuten, die gregory in seinen 
arbeiten darlegt (gregory 1994; gregory 1995a; gregory 
2004). Zunächst orientierten sich die britischen Mandatsträ-
ger nach ihrer Übernahme der stadt am 9. Dezember 1917 
nach Westen. Die östlichen stadtteile von Jerusalem waren 
von ihrer naturräumlichen ausstattung und ideologischen 
Bedeutung her aus sicht der Briten zu vernachlässigen. 
Diese konzentrierten sich auf die altstadt mit ihren heili-
gen stätten und den westlichen gebieten (efrat/noble 1988: 
392). Die folgende teilung Jerusalems in einen israelischen 
und einen jordanischen teil erklärt die unterentwickelten 
west-östlichen Verkehrsachsen. Der Plan von 1959 zur 
entwicklung Jerusalems sah mit dem „Mandelbaum gate“ 
nur einen einzigen Übergang zwischen den stadtteilen vor 
(efrat/noble 1988: 397). Mit dem ausbruch des sechs-ta-
ge-Krieges am 5. Juni 1967 schließlich entschieden Militärs 
über die grenzen der wiedervereinigten stadt Jerusalem. 

Diese grenzziehung wurde durch zwei aspekte geleitet: der 
einbezug von höhen in das stadtgebiet zu einer Optimie-
rung der Verteidigungsfähigkeit der stadt und eine Maxi-
mierung der stadtfläche bei gleichzeitiger Minimierung der 
arabischen Bevölkerung (efrat/noble 1988: 398 ff.). Die 
dargelegten empirischen ergebnisse deuten auf eine expli-
zite fortführung dieser Prämissen in der heutigen stadtpla-
nung von Jerusalem.

Die empirischen resultate der studie zeigen deutlich, 
dass es sich bei der stadtplanung in Jerusalem um einen 
politischen Prozess handelt, in dem über die Durchsetzung 
verschiedenster raumprägender Maßnahmen eine geogra-
phische imagination Jerusalem performativ hergestellt wird. 
Diese imaginären geographien überführen als ihr wesent-
lichstes Merkmal Distanzen in Unterschiede (gregory 2003: 
307). geographische imaginationen sind in der lage, einen 
eigenen raum als unvertraut und feindlich und einen frem-
den raum als vertraut entstehen zu lassen. Wesentlich ist 
an diesen räumlich-geschichtlichen Vorstellungen ihr per-
formativer charakter. geographische imaginationen sind 
nicht einfache Zeitreihen von räumlich verorteten ereignis-
sen oder räumliche sedimentationen historischer Prozesse, 
sondern räumliche Performanzen im sinne von gillian rose 
(rose 1999). gregory erkennt in den physischen einschrei-
bungen dieser imaginären geographien, wie z. B. grenzbe-
festigungsanlagen und deren eigene räumliche gestalt von 
Zäunen und Mauern sowie den Zwischenräumen, die sie 
aufspannen, gleichzeitig repetitive Performanzen der Macht. 
Wesentlich ist in den arbeiten zu geographischen imagina-
tionen und deren performativen effekten gerade dieses „vor 
augen führen“ von Machtlosigkeit und Machtfülle, die in 
den täglichen grenzperformanzen, wie Kontrollen und lei-
besvisitationen, Zurückweisungen und Bedrohungen oder 
in Planungsprozessen und Verwaltungsentscheidungen 
ihren ausdruck finden. letztlich schreiben all diese Macht-
demonstrationen den israelischen Machtanspruch performa-
tiv in Palästina ein (gregory 2004: 604). raum ist in diesem 
sinne nicht in einer kantischen lesart a priori gegeben und 
die ermöglichung der erscheinung der Dinge (Kant 2005 
(1787): 72), sondern ein Produkt von raumkonstituierenden 
Performanzen und damit ein genuines ergebnis von Macht 
(rose 1999: 249). Diese Performanzen, z. B. das kommuni-
zierte handeln der Jerusalemer stadtplanung, die Publika-
tion von bestimmten thematischen Karten oder öffentliche 
reden von entscheidungsträgern, erzeugen letztlich einen 
raum, in dem das neue oder das andere geschärft in die 
Welt tritt (gregory 2003: 308). Die israelische stadtpla-
nung in Jerusalem ist in diesem sinne ebenfalls eine poli-
tische Performanz, die aus städtischen räumen abstrakte 
politische arenen konstruiert, die sowohl symbolische 
ansprüche des eigenen kommunizieren als auch eine Prä-
senz dieses eigenen des israelischen staates konstituieren. 
Diese bereits performativ konstituierten räume des eigenen 
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wirken wiederum als Manifestation geographischer imagi-
nationen ihrerseits performativ. sie können bspw. von unbe-
scholtenen nicht-israelischen Bürgern betreten werden, die 
anschließend nur aufgrund dieser Betretung zu Kombattan-
ten aus sicht der herrschenden Jerusalemer Politik mutieren 
(gregory 2003: 312). Konsequenterweise denkt gregory 
Möglichkeiten der Überwindung dieser Performanzen 
räumlicher Machtausübung in Begriffen von Veränderun-
gen der diese effekte motivierenden geographischen imagi-
nationen. im rückgriff auf die arbeiten von homi Bhabha 
(1994) zur postkolonialen Kulturtheorie verweist gregory 
auf die Möglichkeit der Produktion von gegen-repräsen-
tationen und gegen-Wissen als ein bedeutendes Mittel im 
Kampf gegen mächtige ideologien, die auf Performanzen 
und geographischen imaginationen beruhen. Der postkolo-
nialen theoriebildung fällt in diesem Zusammenhang eine 
schlüsselstellung zu, um im sinne einer „aufklärung“ die 
notwendigen geographischen (gegen)imaginationen und 
(gegen)Performativa zu entwickeln und zu kommunizieren 
(gregory 1995b).

Die in diesem Beitrag als politische analysierten und auf 
verschiedenen skalenebenen ansetzenden instrumente der 
stadtplanung in Jerusalem sind performativ in dem sinne, 
dass sie die als hintergrundfolien politischen handelns 
existierenden geographischen imaginationen der haupt-
stadt israels über kontinuierliche iterative Prozesse erst 
reifizieren. ihr Ziel ist die herstellung von Präsenz israe-
lischer Macht, wobei Präsenz auf ein räumliches Verhält-
nis zur Welt und deren gegenständen abzielt und nicht auf 
die temporalisierung von anwesenheit. ist etwas präsent, 
ist es für den Menschen greifbar und fassbar. gleichzeitig 
kann es unmittelbar auf den menschlichen Körper einwir-
ken (gumbrecht 2005: 11). stadtplanerische Maßnahmen 
können so die Präsenz und damit die körperliche und hap-
tische erfahrbarkeit von staatlicher Macht in bestimmten 
räumen konstituieren. im Beispiel der stadtplanung in 
Jerusalem ist diese implementierung geleitet durch macht-
volle geographische imaginationen, die, folgt man tamar 
Mayer, momentan dominieren: „Jerusalem once again has 
become the promised city, the spiritual center, and a place of 
prayer“ (Mayer 2008: 240). Die in haifa geborene geogra-
phin israelisch-jüdischer herkunft, tamar Mayer, die heute 
in den Usa lebt und lehrt, kommt zu dem schluss, dass 
der jüdische nationalismus heute noch mehr als zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts zunehmend Jerusalem in das Zentrum 
eines neuen Zionismus rückt (Mayer 2008: 240). Dem-
entsprechend wird sich die Bedeutung Jerusalems für die 
friedliche lösung des nahost-Konflikts nur mehr steigern 
– und mit ihr die strategische rolle der stadtplanung bei der 
realisierung imaginierter geographien einer hauptstadt. 
Die Jerusalemer stadtplanung prägt ganz entscheidend die 
materielle und ideelle struktur der städtischen räume auch 
im östlichen teil der stadt und passt sie über die im empiri-

schen teil explizierten Maßnahmen und deren performative 
effekte an tradierte Vorstellungen des israelischen regie-
rungssitzes an. Die herstellung Jerusalems als hauptstadt 
israels ist ein nationales, geopolitisches Projekt, an dessen 
realisierung die politische stadtplanung mächtig mitwirkt.

Open Access  Dieser artikel unterliegt den Bedingungen der creative 
commons attribution license. Dadurch sind die nutzung, Verteilung, 
und reproduktion erlaubt, sofern der/die Originalautor/en und die 
Quelle angegeben sind.
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